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----------------------- 
Für eine formgebundene, rechtsverbindliche, elektronische Kommunikation nutzen Sie bitte die Virtuelle Poststelle 
der SGD Süd. Hinweise zu deren Nutzung erhalten Sie unter www.sgdsued.rlp.de 
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Genehmigungsverfahren nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz (BIm-

SchG) 

Antragsteller: Fa. Juwi AG Wörrstadt 

Errichtung und Betrieb WEA Typ GE 5.3-158 in der Gemarkung Mainz 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

Die Fa Juwi  beabsichtigt im Windpark Mainz-Nord die Errichtung und den Betrieb ei-

ner WEA Typ GE 5,3 158 (WEA 08, Ostwert 32445732/ Nordwert 5533267). 

 

Die Stellungnahme ergeht auf Grundlage der Schallimmissionsprognose der   

MeteoServ -Ingenieurbüro für Meteorologische Dienstleistungen GbR, Bericht-Nr.  

NO-MHII-0518 vom 09.05.2018. 
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Gegen die Erteilung der Genehmigung nach §§ 4 und 16 Bundes-

Immissionsschutzgesetz in Verbindung Nr. 1.6.2 V des Anhangs 1 der Vierten Ver-

ordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes bestehen von Sei-

ten der Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd (Regionalstelle Wasserwirtschaft, 

Abfallwirtschaft, Bodenschutz und Regionalstelle Gewerbeaufsicht) keine Einwendun-

gen, wenn die Anlage entsprechend den vorgelegten Unterlagen und den beigefügten 

Nebenbestimmungen (Nr. 1.1 bis Nr.2.2) errichtet und betrieben wird. 

 

Um Übersendung einer Ausfertigung des Genehmigungsbescheides wird gebeten. 

 

Die Gebührenmitteilung folgt mit gesondertem Schreiben. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

im Auftrag 

 

gez. 

 

Volker Steiner 

 

Anlage: 1 Stellungnahme 

  1 Gebührenmitteilung 

  2 Ordner Antragsunterlagen 

___________________________ 

Im Rahmen eines Verwaltungsverfahrens werden auch personenbezogene Daten erfasst und gespei-

chert. Nähere Informationen hierzu und zu den aus der EU-Datenschutz-Grundverordnung resultieren-

den Rechten haben wir auf der Internetseite https://sgdsued.rlp.de/de/datenschutz/ bereitgestellt 
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Anlage WEA 08, GE 5,3 158, NH 161 m, Ostwert 32445732/ Nordwert 5533267 

 

I. Arbeits- und Immissionsschutz 

 

1.1 Die Windkraftanlage WEA 08 darf in allen Lastzuständen keine nach der TA 

Lärm zuschlagrelevante Ton- und Impulshaltigkeit aufweisen. 

 

1.2 Die Windenergieanlage darf die nachstehend genannten Schallleistungspegel 

(Le,max,Oktav:) – inklusive eines Toleranzbereiches im Sinne der oberen Vertrau-

ensbereichsgrenze mit einer statistischen Sicherheit von 90 %  entsprechend der 

Formel -  -  

nicht überschreiten: 

 

Tagzeit: (6.00 Uhr – 22.00 Uhr)  

• Le,max,Oktav:WEA 08  107,7 dB(A)  

 

Nachtzeit: (22:00 Uhr - 06:00 Uhr) 

• Le,max,Oktav:WEA 08  107,7 dB(A)  

 

Mit 

 

LW,Oktav: = 106,0 dB(A) messtechnisch dokumentierter (mittlerer) aus Oktav-

spektrum ermittelter Schallleistungspegel  

σP: = 1,2 dB(A)  Serienstreuung  

σR: = 0,5 dB(A) Messunsicherheit 

σProg: = 1 dB(A) Prognoseunsicherheit 

Le,max,Oktav:   ermittelter, maximal zulässiger Oktav-

Schallleistungspegel 

 



 

4/9 

Die vorgenannte Emissionsbegrenzung gilt im Rahmen einer messtechnischen 

Überprüfung nach DIN 61400-11 und nach FGW-Richtlinie als eingehalten, wenn 

für den durch Messung bestimmten Schallleistungspegel (LWA,d, Messung) mit der 

zugehörenden Messunsicherheit (σR, Messung) von 0,5 dB entsprechend folgender 

Gleichung für alle Oktaven nachgewiesen wird, dass 

 

LW,Okt,Messung + 1,28 x σR, Messung   ≤   Le,max,Oktav. 

 

Kann der Nachweis nach der v. g. Gleichung nicht erfüllt werden, ist ergänzend 

mit demselben Ausbreitungsmodell der Schallprognose, die der Genehmigung 

zugrunde liegt, eine erneute Ausbreitungsberechnung mit den Oktavschallpegeln 

der Abnahmemessung durchzuführen. 

 

 

Hinweis: 

 

Dem LW,Oktav  ist folgendes Oktavspektrum zugeordnet: 

 

f [Hz] 63 125 250 500 1000 2000 4000 8000 

LW,Oktav 87,2 92,6 97,2 99,7 101,3 99,1 91,7 76,1 

 

1.3 Spätestens 12 Monate nach Inbetriebnahme der Anlage ist durch eine schall-

technische Abnahmemessung (Emissionsmessung) gemäß der Technischen An-

leitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) an der Anlage die Einhaltung des o.g. 

Schallleistungspegels nachzuweisen. Dabei muss auch eine Bestimmung der 

Ton- und Impulshaltigkeit (gemäß den Anforderungen der FGW-Richtlinie) erfol-

gen. Als Messstelle kommt nur eine nach § 29 b BImSchG bekannt gegebene 

Stelle in Frage, die über die erforderliche Erfahrung im Bereich der Windenergie 

verfügt. Das mit der Messung beauftragte Messinstitut ist aufzufordern, die Mes-

sung bei Vorliegen geeigneter meteorologischer Gegebenheiten unverzüglich 
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durchzuführen und den Messbericht gleichzeitig mit der Versendung an den Auf-

traggeber der SGD Süd, Regionalstelle Gewerbeaufsicht Mainz vorzulegen. 

 

1.4 Die o.g. Geräuschmessungen sind wiederkehrend alle 3 Jahre durchzuführen. 

Der Vollzug der Wiederholungsmessung kann auf schriftlichen Antrag des Be-

treibers bei der Genehmigungsbehörde und Zustimmung durch die Struktur- und 

Genehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle Gewerbeaufsicht Mainz, bis auf Wi-

derruf reduziert oder ausgesetzt werden, wenn: 

 

• die Abnahmemessung eine Unterschreitung des o.g. Schalleistungspe-

gels ergeben hat, und 

• keine Hinweise auf eine Tonhaltigkeit, Impulshaltigkeit oder sonstige 

akustische Veränderung der Anlage vorliegen (z.B. mechanische Geräu-

sche durch Lagerschaden, Windgeräusche durch Schäden an den Flü-

geln, Nachbarschaftsbeschwerden, Wartungs- oder Prüfdefizite an der 

Anlage. 

 

1.5 Zum Zweck der Abnahmemessung von Windenergieanlagen anderer Betreiber 

im Einwirkungsbereich der beantragten Windenergieanlage, ist die WEA in Ab-

stimmung mit der Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle Ge-

werbeaufsicht, Mainz bei Bedarf abzuschalten. 

 

1.6 Die beantragte Windenergieanlage ist so zu betreiben, dass der Immissions-

richtwert für die astronomisch maximal mögliche Beschattungsdauer von 30 

Stunden innerhalb von 12 aufeinander folgenden Monaten und darüber hinaus 

30 Minuten pro Kalendertag an den relevanten Immissionsorten bei Addition 

der Zeiten aller schattenwerfenden Windenergieanlagen (Gesamtbelastung) 

nicht überschritten wird.  

 

Die Anlage ist mit einer Abschaltautomatik auszurüsten und bei möglichen 

Schattenwurfzeiten außer Betrieb zu setzen. 
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Durch die Abschalteinrichtungen ist sicherzustellen, dass an den relevanten Im-

missionsaufpunkten eine Schattenwurfdauer von 30 Stunden/a und von 30 min/d 

in Summe aller im Gebiet vorhandenen Windenergieanlagen nicht über-

schritten wird und es muss durch die Abschalteinrichtung überprüfbar und nach-

weisbar sichergestellt sein, dass an den relevanten Immissionspunkten keine 

Beschattung erfolgt an denen durch die Vorbelastung die maximal zulässigen 

Schattenwurfzeiten bereits ausgeschöpft werden. 

 

1.7 Die Sicherheitseinrichtungen und die übertragungstechnischen Teile sind regel-

mäßig auf Funktionstüchtigkeit bei Betrieb und Stillstand unter Berücksichtigung 

der gegenseitigen Beeinflussung zu prüfen.  

 

1.8 Wiederkehrende Prüfungen sind in regelmäßigen Intervallen durch Sachverstän-

dige an Maschine und Rotorblättern durchführen zu lassen. Die Prüfintervalle be-

tragen sofern vom Hersteller oder aus der Typenprüfung keine kürzeren Fristen 

vorgegeben sind  höchstens 2 Jahre, dürfen jedoch auf vier Jahre verlängert 

werden, wenn durch von der Herstellerfirma autorisierte Sachkundige eine lau-

fende (mindestens jährliche) Überwachung und Wartung der Windenergieanlage 

durchgeführt wird. 

 

1.9 Die Inbetriebnahme der Anlage ist der SGD Süd, Regionalstelle Mainz mitzutei-

len. Aus der Mitteilung muss ersichtlich sein, wer Betreiber der Anlage ist und 

wer die die Pflichten des Betreibers nach § 52 b BImSchG wahrnimmt.  

Jeder Betreiberwechsel ist der zuständigen Immissionsschutzbehörde unverzüg-

lich mitzuteilen. 

 

1.10 Mit der Anzeige der Inbetriebnahme ist eine Herstellerbescheinigung vorzulegen, 

die bestätigt, dass die errichtete Anlage in ihren wesentlichen Elementen und in 

ihrer Regelung mit derjenigen Anlage übereinstimmt, die der akustischen Pla-

nung zugrunde gelegt worden ist.  
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1.11 Bei der Errichtung und Inbetriebnahme der maschinentechnischen Anlage sind 

die Vorschriften des Produktsicherheitsgesetzes (ProdSG) i.V.m. der 9. Verord-

nung zum ProdSG (Maschinenverordnung) zu beachten. Die Anlage darf erst in 

Betrieb genommen werden, wenn die Anlage mit der CE-Kennzeichnung verse-

hen ist und die EG-Konformitätserklärung des Herstellers/ Errichters gemäß Ma-

schinenrichtlinie (Richtlinie 2006/42/EG) für die Windkraftanlage als Ganzes vor-

liegt. Die EG-Konformitätserklärung ist zusammen mit der entsprechenden Be-

triebsanleitung in der Windkraftanlage zur Einsichtnahme aufzubewahren. 

 

1.12 Es ist eine Betriebsanweisung zu erstellen und an geeigneter Stelle in der Anla-

ge verfügbar zu halten, die u.a. ausführliche Handlungsanleitungen für folgende 

Vorgänge enthält: 

• sichere Ausführung des Probebetriebes, der An- und Abfahrvorgänge, 

der routinemäßigen Wartungs- und Reparaturarbeiten einschließlich des 

sicheren Material- und Werkzeugtransportes vom Boden in die Gondel, 

• im Gefahrenfall, 

• Benutzung von persönlicher Schutzausrüstung. 

 

1.13 Aufzugsanlagen im Sinne der Betriebssicherheitsverordnung sind Ma-

schinen gemäß Anhang IV Teil A Nr. 17 der Maschinenrichtlinie. Sie dürfen erst be-

trieben werden, nachdem eine Abnahmeprüfung durch eine zugelassene Überwa-

chungsstelle nach § 14 Abs. 1 Betriebssicherheitsverordnung durchgeführt wurde 

und in der Prüfbescheinigung sicherheitstechnische Bedenken gegen den Betrieb 

nicht erhoben werden. 

 

1.14 Überwachungsbedürftige Anlagen (hier: Aufzugsanlagen in Windkraftanlagen) 

und ihre Anlagenteile sind in bestimmten Fristen wiederkehrend auf ihren ord-

nungsgemäßen Zustand hinsichtlich des Betriebs durch eine zugelassene Über-

wachungsstelle zu prüfen. Der Betreiber hat die Prüffristen der Gesamtanlage 

und der Anlagenteile auf der Grundlage einer sicherheitstechnischen Bewertung 
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zu ermitteln. 

 

1.15 Die Detektion von Eisansatz in gefahrdrohender Menge muss zu einer Abschal-

tung der Anlage führen. Der Betrieb mit entsprechendem Eisansatz an den Ro-

torblättern ist unzulässig. Der Rotor darf sich nach der Abschaltung zur Scho-

nung der Anlage im „Trudelbetrieb“ drehen.   

 

1.16. Die Sicherheitseinrichtungen zum Schutz vor Eisabwurf sind mit dem Hersteller 

der Windenergieanlage so einzustellen, dass sie am Standort zuverlässig funkti-

onieren. Die Verantwortlichkeiten und Testate sind schriftlich festzuhalten und 

dauerhaft so aufzubewahren, dass sie auf Verlangen sofort vorgelegt werden 

können. 

 

1.17. Die im Gutachten des TÜV Nord Nr. 8111 327 215 D, Rev. 3 vom 05.06.2018 

festgelegten Maßgaben und Voraussetzungen (konkrete Einstellparame-

ter/sichere Betriebsweisen) sind einzuhalten. 

 

 

Hinweis: 

Verbleibende Gefahren durch herabfallendes Eis an der nicht in Betrieb befindli-

chen Anlage sind der zivilrechtlichen Verkehrssicherungspflicht zuzuordnen. Be-

rührt das Vorhaben den Pflichtenkreis mehrerer Verkehrssicherungspflichtiger 

(Betreiber der Anlage / Eigentümer der Wege) sollte der Betreiber der Anlage 

diese über mögliche Gefahren durch Eisabfall informieren. 

 

 

II. Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz 

 

2.1 Der Betreiber hat die Mitteilungspflichten nach § 58 KrWG bei der Struktur- und 

Genehmigungsdirektion (SGD) Süd, Kleine Langgasse 3 in 55116 Mainz bis 

spätestens mit Inbetriebnahme der Anlage zu erfüllen. 



 

9/9 

 

2.2 Sofern die bei Inbetriebnahme der Anlage darzustellenden  Entsorgungswege 

geändert werden oder andere Abfälle in der Anlage entstehen, ist dies der SGD 

Süd vorher schriftlich anzuzeigen. 

 

Hinweise: 

1. Nach § 49 KrWG i.V.m. der NachwV haben u.a. Erzeuger und Besitzer von ge-

fährlichen Abfällen Register zu führen. 

 

2. Seit dem 01.01.2019 gilt die Gewerbeabfallverordnung (GewAbfV) im vollen 

Umfang für Erzeuger und Besitzer von gewerblichen Siedlungsabfällen, auf-

grund derer die Abfallströme zu dokumentiert sind. Es ist eigenständig von der 

Firma zu prüfen, in-wieweit sie dieser Verordnung unterliegen. 

 

 


